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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

wir freuen uns, dass Ihr Euch unseren aktuellen Newsletter BERLIN AKTUELL zur Lektüre genom-

men habt.  

 

In der vergangenen Sitzungswoche wurde das Gesundheitsversorgungs- und Pflegeverbesserungsge-

setz verabschiedet, mit dem unter anderem 20.000 neue Assistenzstellen in der Altenpflege geschaffen 

werden. Vollständig finanziert von der Pflegeversicherung. 

 

Außerdem haben sich die Regierungsfraktionen inhaltlich auf ein Arbeitsschutzkontrollgesetz und einen 

Zeitplan für die parlamentarischen Beratungen verständigt. Das Gesetz wird noch Mitte Dezember in 

2./3. Lesung im Bundestag beraten. Werkverträge werden mit dem Gesetz im Kernbereich der Fleisch-

industrie genauso verboten, wie die Leiharbeit beim Schlachten und Zerlegen. In der Fleischverarbei-

tung gilt auch ein grundsätzliches Verbot der Arbeitnehmerüberlassung. 

 

Die Flexibilisierung des Elterngeldes, das kommende Plastiktütenverbot sowie die Debatte um den ver-

längerten Teil-Lockdown sind ebenfalls Inhalte dieser Ausgabe!  

 

 

Wir wünschen viel Freude beim Lesen! 

 

 

Eure  

 

 

 

          Bärbel Bas        Mahmut Özdemir 
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ARBEITSSCHUTZ 

Wir greifen in den Fleischfabriken durch 
Die Regierungsfraktionen haben sich inhaltlich auf ein Arbeitsschutzkontrollgesetz und einen Zeitplan 

für die parlamentarischen Beratungen verständigt. Das Gesetz wird noch Mitte Dezember in 2./3. Le-

sung im Bundestag beraten. „Wir greifen entschlossen in den Fleischfabriken durch. Bessere Arbeits- 

und Lebensbedingungen werden Realität für alle Beschäftigten der Branche", sagte die stellvertretende 

Fraktionsvorsitzende der SPD, Katja Mast. „Das Arbeitsschutzkontrollgesetz steht. Es adressiert in ein-

maliger Art und Weise die Verantwortung an die Inhaber der Fleischfabriken und sorgt durch Kontrollen 

für die Einhaltung der Vorschriften. Damit wird ein Geschäftsmodell beendet, das es viel zu lange gab. 

Ein Geschäftsmodell, das durch Corona nochmal seine übelsten Seiten offenbart hat", so Mast. Die 

Fleisch-Lobby, die das Gesetz verhindern wollte, habe sich getäuscht und zu früh gefreut. 

Werkverträge werden mit dem Gesetz im Kernbereich der Fleischindustrie genauso verboten, wie die 

Leiharbeit beim Schlachten und Zerlegen. In der Fleischverarbeitung gilt auch ein grundsätzliches Ver-

bot der Arbeitnehmerüberlassung. Nur per Tarifvertrag können in engen Grenzen und auf drei Jahre 

befristet Vereinbarungen getroffen werden. „Das stärkt die Tarifbindung in einer Branche mit wenigen 

Tarifverträgen und baut deshalb die Rechte der Arbeitnehmer aus. Wir grenzen das Handwerk klar ab. 

Wir stehen damit für den Wert der Arbeit“, erläutert die SPD-Fraktionsvizin. Arbeit prägt unser Leben – 

aber sie darf nicht die Gesundheit kosten. Alle müssen sich auf den Schutz der Gesundheit am Arbeits-

platz und die Eindämmung von Risiken verlassen können ─ unabhängig von Region und Branche. Ar-

beitsschutz ist allerdings nur wirksam, wenn auch kontrolliert wird, ob sich alle an die Arbeitsschutzre-

geln halten. Die Kontrollen durch die Arbeitsschutzaufsicht in den Ländern sind seit 2007 aber immer 

weiter gesunken. 

Die eklatanten Mängel und Versäumnisse in der Fleischbranche wurden von massenhaften Corona-

Ausbrüchen in Schlachthöfen offengelegt. Beim Schutz der Gesundheit besteht dringender Handlungs-

bedarf – es geht hier um elementare Arbeitnehmerrechte. Das Gesetz soll mit einheitlichen Kontroll-

standards und höheren Bußgeldern für verlässlichen Arbeitsschutz sorgen. Außerdem muss in außer-

gewöhnlichen Notlagen die Handlungsfähigkeit sichergestellt werden. In der Fleischindustrie wird die 

elektronische und manipulationssichere Aufzeichnung der Arbeitszeit zur Pflicht gemacht und der Ein-

satz von Fremdpersonal beim Schlachten und Zerlegen verboten. Nicht zuletzt wird die Unterbringung 

in Gemeinschaftsunterkünften verbessert. 
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Die Regelungen im Detail:  

Arbeitsschutzaufsicht 

Die staatliche Arbeitsschutzaufsicht der Länder soll die Einhaltung des Arbeitsschutzes durch Betriebs-

besichtigungen sicherstellen – allerdings geschieht dies aktuell nach Anzahl und Prüfgründlichkeit sehr 

unterschiedlich. Nun werden für alle Branchen bundesweit einheitliche Maßstäbe für die Prüfungen fest-

gelegt: Die Anzahl der zu besichtigenden Betriebe soll schrittweise deutlich erhöht werden, sie muss 

Jahr für Jahr gesteigert werden, bis eine Mindestquote für Kontrollbesichtigungen in den Betrieben er-

reicht ist. 

In Betrieben mit besonderem Gefährdungspotenzial müssen Kontrollschwerpunkte gesetzt werden. Ist 

die vorgegebene Prüfquote flächendeckend erreicht, soll unmittelbar geprüft werden, ob sie noch weiter 

angehoben und wie die staatliche Arbeitsschutzaufsicht noch weiter verbessert werden kann. Die Bun-

desregierung wird bei der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin eine Bundesfachstelle 

„Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit“ einrichten, die sich um eine verbesserte Datenlage und mehr 

Transparenz in Sachen Arbeitsschutzkontrollen kümmert. Und auch die Beschäftigten können sich da-

rauf verlassen: Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit sind keine Glückssache. Das Bundes-

ministerium für Arbeit und Soziales kann darum künftig in außergewöhnlichen Notlagen wie der aktuel-

len Pandemie zeitlich befristet besondere Arbeitsschutzanforderungen festlegen. 

Kein Arbeitszeitbetrug in der Fleischindustrie 

Die Arbeitgeber müssen für den Schutz der Gesundheit ihrer Beschäftigten bei der Arbeit sorgen. Ar-

beitsschutz nicht ernst zu nehmen, ist kein Kavaliersdelikt. Wer als Arbeitgeber gegen Arbeitszeitrege-

lungen verstößt, hat derzeit mit Bußgeldern von bis zu 15.000 Euro zu rechnen. Dieser Höchstbetrag 

wurde seit 1994 nicht verändert. Aber Bußgelder müssen vorbeugend und leitend wirken. Darum wird 

der Bußgeldrahmen aktualisiert und der Höchstbetrag auf 30.000 Euro verdoppelt. Das Überschreiten 

etwa von Höchstarbeitszeiten ist keine Lappalie, es kann die Gesundheit gefährden. Gerade in der 

Fleischindustrie ist das aber leider keine Seltenheit. Auch Mindestlohnvorschriften werden in der 

Fleischindustrie häufig unterlaufen. Darum werden die Arbeitgeber dort zur manipulationssicheren elekt-

ronischen Aufzeichnung der Arbeitszeit verpflichtet. So kann die Einhaltung von Vorschriften effektiver 

kontrolliert werden und so stärken wir Arbeitnehmer*innenrechte. Diese Aufzeichnungen und weitere 

für eine Kontrolle des Arbeitszeitgesetzes nutzbaren Unterlagen sollen auch von den Arbeitsschutzbe-

hörden der Länder eingesehen werden können. 
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Verbot von Leiharbeit und Werkverträgen 

Mit dem Arbeitsschutzkontrollgesetz wird das Arbeitsschutzprogramm für die Fleischwirtschaft umge-

setzt, das die Bundesregierung am 20. Mai 2020 verabredet hat. Auch Arbeitgeber in der Fleischwirt-

schaft haben eine Fürsorgepflicht gegenüber ihren Beschäftigten. Undurchsichtige Strukturen führen 

jedoch bisher häufig dazu, dass Verantwortlichkeiten verwischt werden: So wurden etwa bei einem gro-

ßen industriellen Betrieb die Kontrollen erheblich dadurch erschwert, dass die Arbeiter bei bis zu 30 

unterschiedlichen Werkvertragsunternehmen angestellt waren. Solche Konstruktionen werden künftig 

nicht mehr möglich sein.  

Beim „Kerngeschäft“ – dem Schlachten und der Zerlegung von Fleisch – dürfen künftig nur noch Arbeit-

nehmer*innen des eigenen Unternehmens eingesetzt werden. Werkverträge sind ab dem 1. Januar 

2021 nicht mehr möglich und Leiharbeit ist ab dem 1. April 2021 in der Fleischwirtschaft verboten. Nur 

Betriebe mit weniger als 50 Beschäftigten sind davon ausgenommen. Eine auf drei Jahre befristete 

Ausnahmeregelung macht es auf Grundlage eines Tarifvertrags möglich, Auftragsspitzen ausschließlich 

in der Fleisch-Verarbeitung (nicht beim Schlachten und Zerlegen) durch Leiharbeitnehmer*innen aufzu-

fangen – allerdings nur unter strengen Auflagen und Kontrolle: 

• Das entleihende Unternehmen muss tarifgebunden sein. 

• Für die Leiharbeitskräfte gelten vom ersten Tag an die gleichen Arbeitsbedingungen einschließ-

lich Lohn wie für die Stammbelegschaft, die Arbeitszeit muss ebenso elektronisch und manipu-

lationssicher dokumentiert werden. Zur Arbeitszeit zählen demnach auch dienstlich erforderli-

che Rüst-, Umkleide- sowie Waschzeiten. 

• Die Höchstüberlassungsdauer der Leiharbeitskraft ist auf vier Monate begrenzt, vorangegan-

gene Einsätze beim entleihenden Unternehmen werden mitgezählt, wenn sie weniger als 6 Mo-

nate zurückliegen. Auch durch einen Tarifvertrag kann von dieser Regelung nicht abgewichen 

werden. 

Dabei darf der Einsatz der Leiharbeitskräfte höchstens acht Prozent des Arbeitszeitvolumens der 

Stammbelegschaft in der Verarbeitung ausmachen. So sollen gefährliche und menschenunwürdige Zu-

stände beendet, Tarifpartnerschaft in der Fleischverarbeitung wiederbelebt und dadurch weiteren Ver-

besserungen bei den Arbeitsbedingungen der Weg geebnet werden. Zur besseren Kontrollierbarkeit 

müssen die Unternehmen die Behörden der Zollverwaltung über Beginn und Ende des Einsatzes von 

Leiharbeitskräften informieren. 
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Damit sich ausländische Arbeitnehmer*innen in ihrer Sprache über ihre Rechte und geltende Arbeits-

schutzbedingungen informieren können, haben wir die Beratung „Faire Mobilität“ bereits im Rahmen 

der Umsetzung der geänderten EU-Entsenderichtlinie im Arbeitnehmer-Entsendegesetz verstetigt. 

 

Verbesserungen bei der Unterbringung 

Nicht nur in der Fleischindustrie bestehen Missstände bei der Unterbringung von ausländischen Arbeits-

kräften. Beschämende Berichte zeigten zuletzt Behelfs-Container-Unterkünfte oder Zimmer, in denen 

ausländische Arbeitnehmer*innen zusammengepfercht auf wenigen Quadratmetern zusammenleben 

müssen – und dafür unverhältnismäßig viel bezahlen. 

Deshalb werden zur Verbesserung der Wohnsituation dieser Beschäftigten die bestehenden Bestim-

mungen für die Unterbringung durch den Arbeitgeber überarbeitet und in die Arbeitsstättenverordnung 

neue branchenübergreifende Mindestanforderungen für Gemeinschaftsunterkünfte aufgenommen, die 

auch dann gelten, wenn die Unterkünfte außerhalb des Betriebsgeländes liegen. Außerdem werden die 

in vielen Branchen üblichen Koppelungen arbeitsvertraglicher Regelungen mit Vereinbarungen zur Un-

terbringung oder Vermittlung von Wohnungen durch den Arbeitgeber erfasst. Hierzu wird der Arbeitge-

ber verpflichtet, eine Dokumentation zu den von ihm oder in seinem Auftrag bereitgestellten Gemein-

schaftsunterkünften zu erstellen, in denen Angaben zur Lage, den untergebrachten Beschäftigten sowie 

der jeweiligen Dauer der Unterbringung anzugeben sind. Auch mit einer flankierenden Änderung des 

Bundesmeldegesetzes werden die Kontroll- und Vollzugsmöglichkeiten der zuständigen Landesbehör-

den in diesem Bereich verbessert. 

CORONA 

„Angemessen, nachvollziehbar und lebensnah“ 

Die SPD-Fraktion unterstützt die Beschlüsse von Bund und Ländern zur Verlängerung der Schutzmaß-

nahmen in der Corona-Pandemie: Die am Mittwochabend von Bund und Ländern getroffenen Verein-

barungen seien „angemessen, nachvollziehbar und lebensnah“, sagte der SPD-Bundestagsfraktions-

vorsitzende Rolf Mützenich am Donnerstagmorgen im Bundestag. Bundeskanzlerin Angela Merkel 

(CDU) hatte zuvor in ihrer Rede die Beschlüsse von Mittwochabend erläutert sowie die Politik von Bund 

und Ländern verteidigt. Die derzeitigen Beschränkungen sollen in verschärfter Form bis kurz vor den 

Feiertagen verlängert werden, dann gelten vorübergehende Lockerungen. 

Lockdown-Betroffene könnten weiter auf „großzügige Hilfen“ setzen, sagte Mützenich weiter. Seiner 

Fraktion gehe es darum, gerade in der Pandemie „die soziale Demokratie in Deutschland“ zu stärken. 

„Bedrückend ist die große Zahl der Menschen, die an dem Virus gestorben sind, dahinter verbergen 
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sich tragische Momente. Sie werden weder durch Zynismus noch durch absurde Vergleiche kleiner“, 

betonte Mützenich. Die SPD-Abgeordnete und Ärztin Sabine Dittmar begrüßte, dass durch die bisheri-

gen Schutzmaßnahmen die Stabilisierung der Neuinfektionen erreicht worden sei. „Das war die erste 

Etappe, aber das Ziel haben wir noch nicht erreicht“, sagte sie. „Die Neuinfektionen müssen signifikant 

weitersinken, um unser Gesundheitssystem nicht an seine Grenzen zu bringen. Deshalb begrüße ich 

ausdrücklich die gestern beschlossenen Vereinbarungen, die nun in Ländervereinbarungen befristet 

und begründet umgesetzt werden. Das haben wir als Gesetzgeber in der vergangenen Woche in der 

Novelle des Infektionsschutzgesetztes so beschlossen“. Dittmar äußerte Verständnis für die Lockerun-

gen über Weihnachten. Aber sie  wisse auch, dass das ein „Ritt auf der Rasierklinge“ sei aus medizini-

scher Sicht. Sie appellierte an die Eigenverantwortung der Bürger*innen, die Abstands- und Hygienere-

geln sowie die Kontaktbeschränkungen einzuhalten: „Wir haben es in der Hand, nicht nur Weihnachten 

zu retten, sondern auch die Wochen und Monate nach Weihnachten“, sagte Dittmar. „Deshalb mein 

eindringlicher Appell: Bleiben Sie eigenverantwortlich und solidarisch“.  

Thema der Debatte war erneut die Reform des Infektionsschutzgesetzes, das der Bundestag vergan-

gene Woche verabschiedet hat. Damit hat der Bundestag seine Rolle in den Entscheidungen zu den 

Corona-Schutzmaßnahmen gestärkt und diese präzisiert, um die Maßnahmen rechtssicherer zu ma-

chen. Auf Demonstrationen wurde das Gesetz unter anderem mit dem Ermächtigungsgesetz von 1933 

verglichen, das Adolf Hitler an die Macht brachte. Auch die AfD griff diese Vergleiche auf. Zudem 

schleusten AfD-Abgeordnete Personen in den Bundestag, die Abgeordnete anderer Parteien bedräng-

ten.  

Die Mehrheit der Bevölkerung stehe hinter den Schutzmaßnahmen, sagte die stellvertretende Vorsit-

zende der SPD-Bundestagsfraktion, Katja Mast.  Es gebe aber auch jene, die vergangene Woche bei 

Demonstrationen ihre Sorgen zum Ausdruck gebracht hätten. Die müsse man gemeinsam ernst neh-

men. „Diese Demonstrationen waren aber auch geprägt von Gerüchten, Lügen und Rechtsextremen, 

die mitdemonstriert haben“, sagte Mast. Von Impfpflicht, von Gleichschaltung der Parlamente und der 

Aussetzung von Grundrechten sei die Rede gewesen. „Das alles ist falsch“, sagte Mast. Die AfD ver-

breite diese Falschmeldungen auch. „Und wenn die AfD die Hand reicht, damit frei gewählte Abgeord-

nete im Bundestag bedrängt werden, dann reicht es nicht, wenn man sich entschuldigt, das muss Kon-

sequenzen haben. Und die gibt es nicht“. Das was da passiere, zersetze die Demokratie. „Während Sie 

pöbeln und aufwiegeln, suchen wir nach Problemlösungen“, sagte die SPD-Abgeordnete. „Ich bin davon 

überzeugt, dass wir durch diese Krise auch gestärkt kommen können, wenn wir solidarisch zusammen-

halten, die Probleme lösen, auf die Corona den Scheinwerfer wirft“. 

 

 



	

9	

PFLEGE 

Entlastung für das Pflegepersonal	
Die Corona-Pandemie hat uns einmal mehr vor Augen geführt, wie wichtig ein gut funktionierendes 

Gesundheits- und Pflegesystem ist. Mit dem Gesundheitsversorgungs- und Pflegeverbesserungsge-

setz, das der Bundestag am Donnerstag verabschiedet hat, werden unter anderem 20.000 neue Assis-

tenzstellen in der Altenpflege geschaffen – vollständig finanziert von der Pflegeversicherung. Das wird 

das Pflegepersonal in den Heimen entlasten und dabei Pflegebedürftige und Angehörige nicht zusätz-

lich finanziell belasten. Zudem wird die Versorgung von Schwangeren verbessert. Von 2021 bis 2023 

erhalten Krankenhäuser rund 200 Millionen Euro zusätzlich für mehr Hebammenstellen und zusätzliche 

Assistenz in der Geburtshilfe.  

Damit die Gesetzliche Krankversicherung (GKV) auch unter Pandemiebedingungen solide aufgestellt 

ist und Beiträge weitestgehend stabil gehalten werden, erhält die GKV einen einmaligen zusätzlichen 

Bundeszuschuss in Höhe von fünf Milliarden Euro im Jahr 2021. Hiermit werden auch die öffentlichen 

Lasten der Krankenversicherung in der Corona-Pandemie, wie zum Beispiel für Testungen, vollständig 

ausgeglichen. Zur weiteren Stabilisierung werden zusätzlich acht Milliarden Euro aus den Finanzreser-

ven der Krankenkassen in den Gesundheitsfonds überführt. Wir haben erreicht, dass dabei die finanzi-

elle Stabilität kleinerer Krankenkassen nicht gefährdet wird. Das Gesundheitsversorgungs- und Pflege-

verbesserungsgesetz bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates und soll voraussichtlich im Januar 

2021 in Kraft treten. Die wichtigsten Regelungen im Überblick: 

20.000 zusätzliche Stellen für Pflegehilfskräfte in der Altenpflege 

• In der vollstationären Altenpflege werden 20.000 zusätzliche Stellen für Pflegehilfskräfte finan-

ziert. Der Eigenanteil der Pflegebedürftigen wird dadurch nicht steigen, die Stellen werden voll-

ständig durch die Pflegeversicherung finanziert. 

• Die Ergebnisse des Projekts zur wissenschaftlichen Bemessung des Personalbedarfs zeigen, 

dass in vollstationären Pflegeeinrichtungen zukünftig insbesondere mehr Pflegehilfskräfte er-

forderlich sind. Diese zusätzlichen Stellen sind ein erster Schritt in Richtung eines verbindlichen 

Personalbemessungsverfahrens für vollstationäre Pflegeeinrichtungen. 

 

Gesetzliche Krankenversicherung wird finanziell stabilisiert 

• Um nach der von der COVID-19-Pandemie ausgelösten Wirtschaftskrise die finanzielle Stabili-

tät der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) weiter zu gewährleisten und die Beiträge wei-

testgehend stabil zu halten, erhält die GKV im Jahr 2021 einen ergänzenden Bundeszuschuss 

aus Steuermitteln in Höhe von 5 Milliarden Euro. 
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• Außerdem werden aus den Finanzreserven der Krankenkassen einmalig acht Milliarden Euro 

in die Einnahmen des Gesundheitsfonds überführt. 

Kassen mit hohen Rücklagen dürfen weiterhin ihren Zusatzbeitragssatz nicht erhöhen. Wir schaffen 

allerdings eine notwendige Ausnahmeregelung, um zu verhindern, dass absehbare Beitragssatzsteige-

rungen zunächst verboten werden und dann im Laufe des Jahres umso stärker ausfallen müssen. 

Verbesserungen für Pflegebedürftige und ihre Angehörigen 

• Eine bisher befristete Regelung, nach der im Rahmen der Pflegebegutachtung empfohlene 

Hilfsmittel automatisch – auch ohne ärztliche Verordnung – als beantragt galten, hat sich in der 

Praxis bewährt. Das Verfahren wird ab dem kommenden Jahr auf Dauer gelten. 

 

Zusätzliche Hebammen in Kliniken 

• Krankenhäuser werden künftig mehr Stellen für Hebammen erhalten. Dazu wird ein Hebam-

menstellen-Förderprogramm mit 65 Millionen Euro pro Jahr (Laufzeit 2021 – 2023) aufgelegt 

werden. 

• Dadurch können etwa 600 zusätzliche Hebammenstellen und bis zu 700 weitere Stellen für 

Personal zur Unterstützung von Hebammen in Geburtshilfeabteilungen geschaffen werden.	

 

FAMILIE 

Ein flexibleres Elterngeld  
Die meisten Eltern wünschen sich mehr Zeit für ihre Kinder. Und: Sie wollen Familie und Beruf gut und 

partnerschaftlich in Einklang bringen. Elterngeld, Elterngeld-Plus und Partnerschaftsbonus ermöglichen 

das. Mit einem Regierungsentwurf zur Reform des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes, der in 

dieser Woche in 1. Lesung beraten wurde, werden Elterngeld, Elterngeld-Plus und Partnerschaftsbonus 

flexibler und einfacher gemacht.  

So wird die während des Elterngeldbezugs und der Elternzeit zulässige Arbeitszeit von 30 auf 32 Wo-

chenstunden - also auf volle vier Arbeitstage - angehoben. Beim Partnerschaftsbonus wird der Stun-

denkorridor von derzeit 25 bis 30 auf 24 bis 32 Stunden ausgedehnt. Eltern, die sich für ein partner-

schaftliches Zeitarrangement entscheiden, erhalten einen Partnerschaftsbonus: Sie bekommen vier zu-

sätzliche ElterngeldPlus-Monate, wenn sie in dieser Zeit gleichzeitig arbeiten. Der ausgedehnte Stun-

denkorridor erhöht die Flexibilität für Eltern und unterstützt sie dabei, einerseits das Familieneinkommen 

abzusichern und andererseits durch die Teilzeit mehr Zeit für Familie zu haben. 

Besondere Unterstützung brauchen Familien, wenn sie vor besonderen Herausforderungen stehen. 

Wenn Kinder zu früh geboren werden, verlängert sich schon jetzt der Mutterschutz. Für Kinder, die 
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sechs Wochen oder früher geboren werden, soll es nun einen zusätzlichen Monat Elterngeld geben. 

Das gibt Eltern mehr Zeit, sich um ihr Kind zu kümmern. Jedes Jahr werden 2,3 Prozent aller Kinder, 

deren Mütter Elterngeld beziehen, mehr als sechs Wochen zu früh geboren. Das sind 17.000 Kinder im 

Jahr. 

Eltern mit geringen selbständigen Nebeneinkünften soll künftig eine bessere Berücksichtigung ihrer Ein-

nahmen im Elterngeld ermöglicht werden. Wenn sie das möchten, können sie bei der Bemessung des 

Elterngeldes wie ausschließlich Nicht-Selbstständige behandelt werden.  

Zur Finanzierung der Verbesserungen sollen künftig nur noch Eltern, die gemeinsam höchstens 300.000 

Euro im Jahr verdienen, Elterngeld erhalten. Bisher lag die Grenze für Paare bei 500.000 Euro. Diese 

neue Regelung für Paare betrifft Spitzenverdienerinnen und Spitzenverdiener, die 0,4 Prozent der El-

terngeldbeziehenden ausmachen - etwa 7000. Für sie ist die eigenständige Vorsorge für den Zeitraum 

der Elternzeit auch ohne Elterngeld möglich. Für Alleinerziehende liegt die Grenze weiterhin bei 250.000 

Euro. 

UMWELT 

Das Plastiktütenverbot kommt 
Das Plastiktütenverbot kommt: In dieser Woche hat der Bundestag die Änderung des Verpackungsge-

setzes beschlossen. Ziel des Gesetzes ist es, den Rückgang beim Verbrauch von leichten Kunststofftra-

getaschen und damit den Erfolg der 2016 geschlossenen Vereinbarung zwischen dem SPD-geführten 

Bundesumweltministerium und dem Handel konsequent fortzusetzen. Plastiktüten mit einer Wandstärke 

von weniger als 50 Mikrometern, die oftmals kein zweites Mal verwendet und zu häufig unsachgemäß 

weggeworfen werden, sind künftig verboten. In Deutschland werden noch ca. 20 Tüten pro Jahr und 

Kopf verbraucht. Diesen Verbrauch gilt es weiter zu minimieren.  

	

	

 


